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Kommunalverwaltung

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Satzung zur Neufassung der Verbandssatzung des 
Zweckverbands Staatliches Lise-Meitner-Gymnasium 
Unterhaching

Vom 18. April 2012

Der Zweckverband Staatliches Lise-Meitner-Gymnasium 
Unterhaching erlässt folgende Satzung:

A.  Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Name und Sitz

(1) Der Zweckverband führt den Namen

„Zweckverband Staatliches Lise-Meitner-Gymnasium 
Unterhaching“.

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Unterhaching.

§ 2
Verbandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder sind

a) die Gemeinde Unterhaching
b) der Landkreis München
c) die Gemeinde Taufkirchen

(2) Weitere Gebietskörperschaften können in den Zweck-
verband aufgenommen werden.

§ 3
Aufgabe und Wirkungskreis

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, für ein staatliches 
Gymnasium in Unterhaching die erforderlichen Gebäude 
zu schaffen sowie den Aufwand nach dem jeweils gelten-
den Schulfinanzierungsgesetz zu tragen. Die Schule soll 
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Schüler beiderlei Geschlechts, insbesondere aus den Ge-
meinden Unterhaching und Taufkirchen und dem Landkreis 
München aufnehmen.

(2) Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbands 
ergibt sich aus der Erfüllung seiner Aufgabe nach Absatz 1.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Der Zweckverband verfolgt ausschließlich und unmit-
telbar nur den in § 3 dieser Satzung festgelegten gemein-
nützigen Zweck. Der Zweckverband ist selbstlos tätig und 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(2) Mittel des Zweckverbands dürfen nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Verbandsmitglie-
der erhalten keine Gewinnanteile oder sonstigen Zuwen-
dungen aus Mitteln des Zweckverbands.

(3) Die Verbandsmitglieder erhalten beim Ausscheiden aus 
dem Zweckverband oder bei der Auflösung des Zweckver-
bands nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und 
den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen.

(4) Der Zweckverband darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Verbandszweck fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigen.

(5) Bei Auflösung des Zweckverbands ist das Vermögen für 
steuerlich begünstigte Zwecke zu verwenden. Ein künftiger 
Beschluss des Zweckverbands über die Verwendung des 
Vermögens darf erst nach Einwilligung des Finanzamtes 
ausgeführt werden.

B.  Verfassung und Verwaltung

§ 5
Verbandsorgane

Organe des Zweckverbands sind

a) die Verbandsversammlung
b) der Verbandsvorsitzende
c) der Verbandsausschuss

§ 6
Zusammensetzung der Verbandsversammlung,
Rechtsstellung der Verbandsräte

(1) In die Verbandsversammlung entsendet die Gemeinde 
Unterhaching vier, die Gemeinde Taufkirchen drei und der 
Landkreis München vier Verbandsräte.

(2) Die Verbandsräte der Gemeinden Unterhaching und 
Taufkirchen und des Landkreises München haben je 
eine Stimme in der Verbandsversammlung. Die Stimmen 
der Verbandsräte des Landkreises München können nur 

einheitlich abgegeben werden. Zu diesem Zweck haben 
sich die Verbandsräte des Landkreises München vor der 
Abstimmung über die Art der Stimmabgabe zu einigen. 
Kommt die Einigung nicht zustande, so entscheidet die 
Mehrheit der anwesenden Verbandsräte des Landkreises 
München. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Landrat, 
falls er Verbandsrat ist; ist der Landrat nicht Verbandsrat, so 
entscheidet ein vom Landkreis München zu bestimmender 
Verbandsrat.

(3) Der Verbandsvorsitzende, Stellvertreter und die übrigen 
Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Ihre Entschädigung 
richtet sich nach Art. 30 Abs. 2 KommZG.

(4) Für die Amtszeit der Verbandsräte gilt die Regelung des 
Art. 31 Abs. 4 KommZG.

§ 7
Einberufung der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung wird vom Verbandsvorsit-
zenden unter Angabe der Tagesordnung, des Ortes und der 
Zeit der Sitzung schriftlich einberufen. Die Einladung muss 
so rechtzeitig erfolgen, dass zwischen ihrem Zugang und 
dem Tag der Sitzung ein Zeitraum von mindestens einer 
Woche liegt. In dringenden Fällen kann der Verbands-
vorsitzende die Frist bis auf 24 Stunden abkürzen; die 
Abkürzung der Frist auf weniger als drei Tage ist auf Fälle 
unabweisbarer Notwendigkeit zu beschränken.

(2) Die Verbandsversammlung muss mindestens einmal 
jährlich einberufen werden. Sie muss ferner einberu-
fen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte unter 
Angabe der Beratungsgegenstände beantragt. Ebenso 
können diese Verbandsräte beantragen, dass bestimmte 
Beratungsgegenstände in die Einladung nach Absatz 1 
aufgenommen werden.

(3) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde haben das Recht, 
an der Verbandsversammlung teilzunehmen. Auf Antrag 
ist ihnen das Wort zu erteilen.

(4) Der für Schulangelegenheiten zuständige Referent des 
Landratsamtes München und der Schulleiter können zu den 
Sitzungen eingeladen und dort angehört werden.

(5) Die Sitzungen der Verbandsversammlung werden vom 
Verbandsvorsitzenden oder – im Falle seiner Verhinderung 
– vom stellvertretenden Verbandsvorsitzenden geleitet. Er 
bestimmt zur Aufnahme der Niederschrift einen Protokoll-
führer, der nicht Mitglied der Verbandsversammlung sein 
muss.

§ 8
Zuständigkeiten der Verbandsversammlung

(1) Die Aufgaben des Zweckverbands werden von der 
Verbandsversammlung wahrgenommen, soweit nicht nach 
dem KommZG, der Verbandssatzung oder den besonderen 
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Beschlüssen der Verbandsversammlung der Verbandsvor-
sitzende, der Verbandsausschuss oder ein Geschäftsleiter 
selbstständig entscheidet.

(2) Folgende Angelegenheiten können nicht auf den Ver-
bandsvorsitzenden, den Verbandsausschuss, einen ande-
ren beschließenden Ausschuss oder einem Geschäftsleiter 
übertragen werden:

1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesent-
liche Erweiterung der den Verbandsaufgaben dienenden 
Einrichtungen;

2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung 
oder die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen;

3. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, über 
die Nachtragshaushaltssatzungen, über Einwendungen 
gegen die Haushaltssatzung und die Nachtragshaushalts-
satzungen sowie die Beschlussfassung über die Aufnahme 
von zusätzlichen Krediten während der vorläufigen Haus-
haltsführung;

4. die Beschlussfassung über den Finanzplan;

5. die Feststellung der Jahresrechnung oder des Jahres-
abschlusses und die Entlastung;

6. die Wahl des stellvertretenden Verbandsvorsitzenden, 
die Bestellung der Mitglieder des Verbandsausschusses 
und die Festsetzung von Entschädigungen;

7. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Aus-
schüsse;

8. der Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Ge-
schäftsordnung für die Verbandsversammlung;

9. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbands-
satzung, die Auflösung des Zweckverbands und die Bestel-
lung von Abwicklern;

10. die Bestellung und Abberufung eines Geschäftsleiters;

11. der Beschluss über eine wiederkehrende, außerschu-
lische Benutzung der Schulanlagen;

12. der Abschluss von Darlehensverträgen und verwandten 
Rechtsgeschäften;

13. die Vergabe von Bauaufträgen und Leistungen mit 
einem Wert von mehr als 250.000 Euro.

(3) Beschlüsse nach Absatz 2 Buchstaben 1, 3, 9 und 13 
bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmä-
ßigen Stimmenzahl.

§ 8 a
Zuständigkeit des Verbandsausschusses

Der Verbandsausschuss ist zuständig für die Vergabe von 
Bauaufträgen und Leistungen mit einem Wert zwischen 
60.000 Euro und 250.000 Euro (inkl. Mehrwertsteuer).

§ 9
Beschlüsse und Wahlen der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind 
und die erschienenen stimmberechtigten Verbandsräte 
die Mehrheit der Stimmen haben. Wird wegen Beschluss-
unfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung der 
Mehrheit der Verbandsräte beruht, eine neue Verbands-
versammlung über denselben Gegenstand innerhalb von 
vier Wochen einberufen, so ist die Verbandsversammlung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen be-
schlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Einladung 
ausdrücklich hinzuweisen.

(2) Beschlüsse der Verbandsversammlung werden in offe-
ner Abstimmung mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Stimmen gefasst, soweit in dieser Satzung oder durch 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit  
ist der Antrag abgelehnt.
Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(3) Für Wahlen gilt Art. 33 Abs. 3 KommZG.

(4) Über die Verhandlungen der Verbandsversammlung 
ist eine Ergebnisniederschrift aufzunehmen und vom Ver-
bandsvorsitzenden und Protokollführer zu unterzeichnen. 
Abschriften der Niederschrift sind den Verbandsmitglie-
dern, den Verbandsräten und der Aufsichtsbehörde zu 
übersenden.

§ 10
Verbandsvorsitzender

(1) Verbandsvorsitzender ist der jeweilige 1. Bürgermeister 
der Gemeinde Unterhaching. Sein oder seine Stellvertreter 
werden aus der Mitte der Verbandsversammlung gewählt.

(2) Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsversamm-
lung zu den Sitzungen ein und bereitet ihre Beschlüsse vor. 
Er vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung.

(3) Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständig-
keit die Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung 
dem 1. Bürgermeister zukommen. Er vertritt den Zweck-
verband nach außen.

(4) Durch Beschluss der Verbandsversammlung  können 
dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet des Art. 34 Abs. 2 
KommZG und des § 8 Abs. 2 dieser Satzung weitere An-
gelegenheiten zur selbstständigen Erledigung übertragen 
werden.
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(5) Bei der Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der Ver-
bandsvorsitzende eines von der Verbandsversammlung zu 
ernennenden oder einzustellenden Geschäftsleiters und 
weiterer Hilfskräfte bedienen.

§ 10 a
Verbandsausschuss

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus drei Mitgliedern. 
Die Verbandsversammlung entsendet jeweils einen Ver-
treter eines Verbandsmitgliedes in den Ausschuss. Die 
Ausschussmitglieder und deren Stellvertreter müssen der 
Verbandsversammlung als Verbandsrat angehören und 
werden durch die Verbandsversammlung ernannt. Über 
den Ausschussvorsitz bestimmt die Verbandsversamm- 
lung.

(2) Die Bestellung der Ausschussmitglieder gilt für die 
Dauer der Zugehörigkeit zur Verbandsversammlung. Die 
Bestellten können nur aus wichtigen Gründen von der 
Verbandsversammlung abberufen werden.

(3) Jedes Ausschussmitglied hat im Anschluss dieselbe 
Stimmenanzahl wie das von ihm vertretene Verbandsmit-
glied in der Verbandsversammlung.

§ 10 b
Einberufung des Verbandsausschusses

(1) Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsaus-
schusses gelten die Bestimmungen für die Verbandsver-
sammlung entsprechend.

(2) Die Ladungsfrist bestimmt sich nach § 7 Abs. 1 der 
Verbandssatzung.

§ 11
Geschäftsstelle und Geschäftsleiter

(1) Der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle. Die 
Geschäftsstelle wird vom Verbandsvorsitzenden geleitet, 
solange kein Geschäftsleiter durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung bestellt ist. Die Geschäftsstelle unter-
stützt den Verbandsvorsitzenden nach seinen Weisungen 
bei den laufenden Verwaltungsgeschäften.

(2) Nach Bestellung eines Geschäftsleiters können diesem 
durch Beschluss der Verbandsversammlung Zuständig-
keiten des Verbandsvorsitzenden zur selbstständigen 
Erledigung übertragen werden. Der Geschäftsleiter nimmt 
an den Sitzungen der Verbandsversammlung beratend teil.

§ 11 a
Dienstkräfte des Zweckverbands

(1) Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Be-
amten zu sein.

(2) Die Verbandsversammlung ist zuständig,

a) die Beamten des Zweckverbands zu ernennen, zu an-
deren Dienstherren abzuordnen oder zu versetzen, in den 
Ruhestand zu versetzen und zu entlassen; 

b) die Beschäftigten des Zweckverbands ab der Entgelt-
gruppe 9 einzustellen, höherzugruppieren und zu kündigen.

(3) Die Beschäftigten bis Entgeltgruppe 8 werden vom Ver-
bandsvorsitzenden eingestellt, eingruppiert und entlassen.

(4) Der Verbandsvorsitzende führt die Dienstaufsicht über 
die Dienstkräfte des Zweckverbands. Er ist Dienstvorge-
setzter der Beamten.

(5) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine 
bisherigen Aufgaben auf eine andere juristische Person 
des öffentlichen Rechts mit Dienstherreneigenschaft über-
gehen, so sind die Beamten und Versorgungsempfänger 
des Zweckverbands vom Landkreis zu übernehmen.

B.  Wirtschafts- und Haushaltsführung

§ 12
Anzuwendende Vorschriften

Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
oder diese Satzung nichts anderes bestimmen, gelten für 
die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbands 
die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft entspre-
chend. Der Zweckverband ist Mitglied des Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverbandes.

§ 13
Deckung des einmaligen Aufwandes

(1) Die Gemeinde Unterhaching stellt das erschlossene 
Schulgrundstück zur Verfügung.

(2) Zum einmaligen Aufwand einer Schulanlage zählen die 
Kosten für Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen, 
die Kosten der Erstausstattung und die Kosten für die Er-
gänzung der Erstausstattung.

(3) Soweit die Gesamtkosten für den einmaligen Aufwand 
nicht durch Zuschüsse, Beihilfen und freiwillige Leistungen 
irgendwelcher Art gedeckt werden, sind sie von den Ver-
bandsmitgliedern wie folgt aufzubringen:

a) Der Landkreis München trägt:

aa) 30 % der zuwendungsfähigen Baukosten nach den 
Richtlinien für die staatlichen Beihilfen zu kommunalen 
Baumaßnahmen; das gilt für Neu-, Um- und Erweiterungs-
baumaßnahmen; hierzu zählen auch Baumaßnahmen, 
die aufgrund geänderter Lehrpläne bzw. Richtlinien oder 
der Einführung neuer Ausbildungsrichtlinien durchgeführt 
werden (z. B. Einziehen oder Beseitigen von Zwischenwän-
den, Türen o. Ä.); das Grundstück muss ohne finanzielle 
Beteiligung des Landkreises eingebracht werden;
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bb) für die Laufzeit staatlicher Schuldendienstbeihilfen 30 % 
des durch die Beihilfen nicht gedeckten Zins- und Tilgungs-
aufwandes für Darlehen und Kredite, die der Zweckverband 
zur Erlangung dieser Beihilfen aufnimmt;

cc) 50 % der Zinsen für Zwischenfinanzierungen, die wegen 
nicht rechtzeitiger Gewährung staatlicher Schuldendienst-
beihilfen oder staatlicher Zuschüsse vom Zweckverband 
aufgenommen werden müssen;

dd) 100 % der künftig entstehenden Kosten für die Ergän-
zung der Erstausstattung. Um die Finanzierung der zu 
ergänzenden Erstausstattung und der Ersatzbeschaffung 
sicherzustellen, hat die Schule eine Prioritätenliste für die 
Anschaffung von beweglichem Anlagevermögen, getrennt 
nach Erstausstattung und Ersatzbeschaffung, zu erstellen, 
die dem Landratsamt München mit dem Entwurf der Haus-
haltssatzung vorzulegen ist.

b) Die Verbandsgemeinden tragen die übrigen Kosten des 
einmaligen Aufwandes im Sinne des Absatzes 2.

c) Die Abrechnung über die Kosten erfolgt fünf Jahre nach-
dem die Erweiterung dem Schulbetrieb zur Verfügung 
gestellt wird nach folgendem Verteilerschlüssel:

Jede Verbandsgemeinde trägt den Kostenanteil, der sich 
aus dem Verhältnis der Gesamtschülerzahl ihrer Gemeinde 
in den vergangenen fünf Schuljahren zu der Gesamtschü-
lerzahl aller Verbandsgemeinden im selben Zeitraum er-
rechnet. Zur Ermittlung der Gesamtschülerzahlen sind die 
jeweils am amtlichen Stichtag (1. Oktober) des laufenden 
Schuljahres vorhandenen Schülerzahlen zu addieren.

(4) Die Verbandsmitglieder haben im Vorgriff auf ihre end-
gültigen Leistungen nach dem Absatz 3 Abschlagszahlun-
gen zu leisten.

Die Abschlagszahlungen sind in der Höhe nach entspre-
chend dem in Absatz 3 Buchstabe c) festgelegten Vertei-
lerschlüssel mit der Maßgabe zu bestimmen, dass sich der 
von den Verbandsgemeinden aufzubringende Anteil nach 
der Schülerzahl zum 1. Oktober des Vorjahres richtet.

Die Abschlagszahlungen werden entsprechend dem Bau-
fortschritt als vorläufige Umlagen in der Haushaltssatzung 
für jedes Jahr festgesetzt. Sie werden mit der Inrechnung-
stellung durch den Zweckverband fällig.

(5) Bei Um- und Erweiterungsbauten, die innerhalb eines 
Haushaltsjahres abgeschlossen werden bzw. für den Schul-
betrieb zur Verfügung stehen, erfolgt die Kostenverteilung 
gemäß Absatz 4 Satz 2.

§ 14
Deckung des laufenden Sachbedarfs

(1) Der laufende Sachbedarf umfasst den Aufwand für 
die Bewirtschaftung und Unterhaltung der Schulanlage, 

den Aufwand für die Instandhaltung und die Ersatzbe-
schaffung von Einrichtungsgegenständen, den Aufwand 
für das Hauspersonal sowie die übrigen regelmäßigen 
wiederkehrenden Aufwendungen, die bei staatlichen 
weiterführenden Schulen nach den Bestimmungen des 
Schulfinanzierungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung 
vom Schulaufwandsträger erbracht werden müssen. Zum 
laufenden Sachbedarf im Sinne dieser Satzung zählt ferner 
der notwendige Verwaltungsaufwand (Personal- und Sa-
chaufwand, Honorarkosten) des Zweckverbands, der mit 
einer jährlichen Pauschale abgegolten wird.

(2) Die Verwaltungskostenpauschale wird auf 43.000 Euro 
im Jahr 2002 festgesetzt. Die Pauschale wird jährlich mit 
einem Steigerungssatz von 2 % fortgeschrieben. Das Er-
gebnis ist kaufmännisch auf die nächsten vollen Hundert 
Euro aufzurunden.

(3) Der durch Einnahmen (beispielsweise Gastschülerzu-
schüsse, Gastschülerbeträge, Zuschüsse und Spenden 
Dritter) nicht gedeckte laufende Bedarf und die jährliche 
Verwaltungspauschale werden vom Landkreis München 
getragen.

§ 15
Haushaltssatzung

Der Verbandsvorsitzende hat zwei Monate vor Beginn 
des Rechnungsjahres, welches mit dem Kalenderjahr 
übereinstimmt, den Entwurf der Haushaltssatzung der 
Verbandsversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. 
Der Entwurf ist rechtzeitig, jedoch mindestens einen Monat 
vorher den Verbandsmitgliedern und den Verbandsräten 
zuzuleiten.

§ 16
Jahresrechnung und Prüfung

(1) Der Verbandsvorsitzende legt die Rechnung der Ver-
bandsversammlung vor, die sie überprüft (örtliche Rech-
nungsprüfung) und dann feststellt. Die Prüfung kann auf 
Beschluss der Verbandsversammlung ein aus ihrer Mitte 
zu wählender Ausschuss vornehmen. Vor der Prüfung ist 
das Revisionsamt des Landkreises München zu hören. Die 
festgestellte Rechnung braucht nicht öffentlich aufgelegt 
zu werden.

(2) Nach Feststellung der Jahresrechnung beschließt die 
Verbandsversammlung gemäß Art. 102 GO in öffentlicher 
Sitzung auch über die Entlastung. Die Verpflichtung, die 
überörtliche Rechnungsprüfung nach den gesetzlichen 
Bestimmungen zu veranlassen, bleibt hiervon unberührt. 

§ 17
Kassenverwaltung

Zum Kassenverwalter wird der jeweilige Kassenverwalter 
der Gemeinde Unterhaching bestellt. Er nimmt folgende 
Kassengeschäfte wahr:
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Führung der Konten des Zweckverbands.
Zeichnungsberechtigt sind dafür jeweils zwei Mitarbeiter 
der Gemeindekasse.

C.  Sonstiges

§ 18
Auflösung des Zweckverbands

(1) Die Auflösung des Zweckverbands erfolgt durch Be-
schluss der Verbandsversammlung, der einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl bedarf. 
Hierfür ist außerdem die Genehmigung der Regierung 
von Oberbayern erforderlich (Art. 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
KommZG).

(2) Zum Zeitpunkt der Auflösung des Zweckverbands hat 
die Gemeinde Unterhaching dem Landkreis München und 
der Gemeinde Taufkirchen eine Entschädigung (Zeitwert) 
für die auf dem Schulgrundstück vorhandenen baulichen 
Anlagen nach dem Verhältnis ihrer Beteiligung an den 
Baukosten zu zahlen. Im Übrigen regelt sich die Auflösung 
und die Abwicklung nach Art. 46 und Art. 47 KommZG.

§ 19
Änderungen der Verbandssatzung

Der Beitritt, der Austritt, der Ausschluss und die außeror-
dentliche Kündigung von Verbandsmitgliedern, sowie die 
Änderung der Verbandsaufgabe bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Sonstige Satzungsänderungen 
sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

§ 20
Bekanntmachung

(1) Diese Satzung und ihre Änderungen werden gemäß  
Art. 21 Abs. 1 Satz 1 und Art. 48 Abs. 3 KommZG im Ober-
bayerischen Amtsblatt amtlich bekannt gemacht.

(2) Die Verbandsmitglieder sollen in der für die Bekannt-
machung ihrer Satzung vorgesehenen Form auf die Ver-
öffentlichung nach Absatz 1 hinweisen.

(3) Die Veröffentlichung sonstiger Bekanntmachungen wird 
durch die Geschäftsordnung geregelt.

§ 21
Anwendbarkeit des KommZG

Soweit diese Satzung keine abweichenden Bestimmungen 
enthält, sind die Vorschriften des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit in der jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden.

§ 22
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
im Oberbayerischen Amtsblatt in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Zweckverbands Staat-
liches Gymnasium Unterhaching in der Fassung vom 23. 
Januar 2003 (OBABl S. 24), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 24. September 2010 (OBABl S. 221) außer Kraft.

Unterhaching, 18. April 2012
Zweckverband Staatliches Lise-Meitner-Gymnasium 
Unterhaching

Wolfgang Panzer
Verbandsvorsitzender

Die vorstehende Satzung wurde der Regierung von Ober-
bayern mit Schreiben des Zweckverbands vom 8. Mai 2012 
gemäß Art. 48 Abs. 2 KommZG angezeigt. Sie wird hiermit 
gemäß Art. 48 Abs. 3 KommZG amtlich bekannt gemacht.

REGIERUNG VON OBERBAYERN

16. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des 
Zweckverbands Kommunale Verkehrssicherheit Ober-
land

Vom 19. April 2012

Die Verbandssatzung vom 11. Januar 2007, amtlich be-
kannt gemacht im Tölzer Kurier am 21. Januar 2007, zuletzt 
geändert durch die 15. Satzung zur Änderung der Satzung 
des Zweckverbands Kommunale Verkehrssicherheit Ober-
land vom 14. März 2012 (OBABl S. 37), wird aufgrund der 
Art. 18, 19  und 44 des Gesetzes über kommunale Zusam-
menarbeit wie folgt geändert:

§ 1

§ 23 wird wie folgt geändert:

1.  Abs. 1 Halbsätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„1) Mitgliedsgemeinden, welche die Leistungen des Zweck-
verbands in Anspruch neh men, haben nachstehende Ent-
gelte zu entrichten:
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Im Bereich der Überwachung des ruhenden Verkehrs für 
das Produkt

01.01.-31.12.2011 ab 01.01.2012

Sachbearbeitung 4,20 Euro/Fall 6,00 Euro/Fall
 
Im Bereich der Überwachung des fließenden Verkehrs für 
das Produkt

01.01.-31.12.2011 ab 01.01.2012

Sachbearbeitung 4,20 Euro/Fall 6,00 Euro/Fall“

2.  Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„2) Gemeinden, welche sich über Zweckvereinbarung dem 
Verband anschließen und die Leistungen in Anspruch neh-
men, haben nachstehende Entgelte zu entrichten:
 
Im Bereich des ruhenden Verkehrs für das Produkt

01.01.-31.12.2011 ab 01.01.2012

Sachbearbeitung 6,20 Euro/Fall 8,00 Euro/Fall
 
Im Bereich der Überwachung des fließenden Verkehrs für 
das Produkt

01.01.-31.12.2011 ab 01.01.2012

Sachbearbeitung 6,20 Euro/Fall 8,00 Euro/Fall“

§ 2

Diese Änderungssatzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft.

Bad Tölz, 19. April 2012
Zweckverband Kommunale Verkehrssicherheit Oberland

Josef Janker
Verbandsvorsitzender

Die vorstehende Satzung wurde der Regierung von Ober-
bayern mit Schreiben des Zweckverbands vom 3. April 2012 
gemäß Art. 48 Abs. 2 KommZG angezeigt. Sie wird hiermit 
gemäß Art. 48 Abs. 3 KommZG amtlich bekannt gemacht.
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ZWECKVERBAND FÜR RETTUNGSDIENST UND FEU-
ERWEHRALARMIERUNG REGION INGOLSTADT

Haushaltssatzung des Zweckverbands für Rettungs-
dienst und Feuerwehralarmierung Region Ingolstadt 
für das Haushaltsjahr 2012

I.

Aufgrund der Art. 40 ff. des Gesetzes über Kommunale 
Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemein-
deordnung erlässt der Zweckverband für Rettungsdienst 
und Feuerwehralarmierung Region Ingolstadt folgende 
Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr 2012 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit  2.397.700 €

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit  1.424.000 €

ab.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt sind 
nicht erforderlich.

§ 4

Die Umlage nach § 17 der Verbandssatzung wird auf 
1.399.700 € festgesetzt.

Für die einzelnen Verbandsmitglieder errechnet sich fol-
gender Umlagesatz:

a) Verwaltungshaushalt:

Landkreis Eichstätt  27,24 %  170.985,48 €

Stadt Ingolstadt 27,26 %  171.111,02 €

Landkreis Pfaffenhofen  25,58 %  160.565,66 €

Landkreis Neuburg-
Schrobenhausen   19,92 %  125.037,84 €

 100,00 % 627.700,00 €

b) Vermögenshaushalt:

Landkreis Eichstätt  27,24 %  210.292,80 €

Stadt Ingolstadt  27,26 %  210.447,20 €

Landkreis Pfaffenhofen 25,58 %  197.477,60 €

Landkreis Neuburg-
Schrobenhausen   19,92 %  153.782,40 €

 100,00 % 772.000,00 €
§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
300.000 € festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2012 in 
Kraft.

II.

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen ab 
dem Tag der Bekanntmachung eine Woche lang in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbands in 85049 Ingolstadt, 
Dreizehnerstraße 1, während der allgemeinen Geschäfts-
stunden zur Einsichtnahme auf.

Ingolstadt, 18. April 2012
Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmie-
rung 

Dr. Alfred Lehmann
Oberbürgermeister, Verbandsvorsitzender

ZWECKVERBAND VERKEHRSGEMEINSCHAFT REGI-
ON INGOLSTADT

Haushaltssatzung des Zweckverbands Verkehrsge-
meinschaft Region Ingolstadt für das Haushaltsjahr 
2012 

I. 

Aufgrund des Art. 41 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 59 der Landkreis-
ordnung erlässt der Zweckverband Verkehrsgemeinschaft 
Region Ingolstadt folgende Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2012 wird hiermit festgesetzt. Er schließt
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im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit  100.530 €

und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit  10.026 €

ab.

§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsfördermaßnah-
men sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
sind nicht vorgesehen.

§ 4

(1) Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeck-
ten Bedarfs, der nach den Bestimmungen der Zweckver-
bandssatzung umzulegen ist, wird für das Haushaltsjahr 
2012 

im Verwaltungshaushalt auf  90.504 €

und im Vermögenshaushalt auf  0 €

(Umlagesoll) festgelegt. 

Die Festsetzung erfolgt nach dem Verhältnis der Nutzplatz-
kilometer im jeweiligen Aufgabengebiet der Verbandsmit-
glieder. Maßgeblicher Zeitraum ist das Jahr 2010. 

(2) Die Umlagebeträge für die Zweckverbandsumlage 
werden wie folgt festgesetzt:

Betriebskostenumlage: 

Stadt Ingolstadt  46.286,43 €

Landkreis Eichstätt  32.809,15 €

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen  11.408,42 €

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
15.000 € festgesetzt. 

§ 6
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2012 in 
Kraft. 

II. 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2012 des 
Zweckverbands Verkehrsgemeinschaft Region Ingolstadt 
liegen ab dem Tag der Bekanntmachung eine Woche 
lang in der Geschäftsstelle des Zweckverbands Verkehrs-
gemeinschaft Region Ingolstadt, Zimmer 108, Auf der 
Schanz 39 in 85049 Ingolstadt während der allgemeinen 
Geschäftszeiten zur Einsichtnahme auf.
 
Eichstätt, 16. Februar 2012
Zweckverband Verkehrsgemeinschaft Region Ingolstadt 

Anton Knapp 
Landrat, Zweckverbandsvorsitzender

Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung
(Energiewirtschaftsgesetz – EnWG) vom 7. Juli 2005 
(BGBl I S. 1970)

Nach § 74 EnWG sind Entscheidungen der Regulierungs-
behörde zu veröffentlichen. Die Entscheidungen der Bay-
erischen Landesregulierungsbehörde sind auf der zentralen 
Internetseite der Bayerischen Landesregulierungsbehörde 
veröffentlicht (www.bayerische-landesregulierungsbehoer-
de.de > Informationen > Entscheidungen). Dort sind auch 
weitere Informationen zur Regulierung der Energieversor-
gungsnetze sowie zu den Aufgaben der Landesregulie-
rungsbehörden abrufbar.

Wirtschaft und Verkehr

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Versicherungsaufsicht;
Feststellen des Erlöschens der Erlaubnis zum Betrieb 
eines Versicherungsgeschäftes 

Die Regierung von Oberbayern hat mit Bescheid vom 15. 
Mai 2012, Az. 21-3146-D137-12, das Erlöschen der Er-
laubnis zum Betrieb eines Versicherungsgeschäftes des 
Privatunterstützungsvereins bei Brandfällen Beyharting  
i. L. festgestellt.
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Landesentwicklung

REGIONALER PLANUNGSVERBAND MÜNCHEN

Bekanntmachung

Der Regionale Planungsverband München hält am Diens-
tag, dem 12. Juni 2012, um 14:00 Uhr, in der Handwerks-
kammer für München und Oberbayern im Kammersaal 
seine 57. Verbandsversammlung ab.

Beratungsgegenstände:

1.  Bericht des Geschäftsführers

2.  Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner beiden
     Stellvertreter

3.  Schlusswort des Verbandsvorsitzenden

München, 22. Mai 2012
Regionaler Planungsverband München

Rainer Schneider
Erster Bürgermeister, Verbandsvorsitzender
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